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Reinhard Krammer

Kompetenzen durch 
Politische Bildung 
Ein Kompetenz-Strukturmodell1

Warum sollen Schüler und Schülerinnen durch 
„Politische Bildung“ Kompetenzen erwerben?

Jene durch Politische Bildung zu erwerbenden Kompetenzen, die mündige, wahlberech-
tigte österreichische StaatsbürgerInnen aus gesellschafts- und demokratiepolitischen
Gründen während ihrer schulischen Sozialisation erwerben sollten, näher zu bestimmen
und zu beschreiben, ist eine Voraussetzung dafür, dass sich die Politische Bildung noch
stärker an den Lernprozessen seiner AdressatInnen, der Schüler und Schülerinnen, orien-
tieren kann. Einem Kompetenzmodell ist immer eine Idealvorstellung von den schul-
organisatorischen Voraussetzungen zugrunde gelegt. Von Nutzen wird es nur dann sein,
wenn es auch unter den gegebenen Bedingungen der Gegenwart hilft, Unterricht effizi-
enter und für alle Seiten befriedigender zu gestalten. Das vorliegende Modell soll Hilfe
und Grundlage für den Unterricht in der Politischen Bildung sein, insofern hat es sich auch
unter den Gegebenheiten der gegenwärtigen Praxis zu bewähren. Ein Kompetenzmodell
allein sagt noch nichts aus über die notwendigen Konsequenzen für die Didaktik und
Methodik des politischen Lernens. Daher bietet dieser Band Vorschläge an, welche unter-
richtspraktischen Konsequenzen eine Kompetenzorientierung für die Lehr- und Lernpro-
zesse der Politischen Bildung haben könnte. Jugendliche sollten durch Politische Bildung
in die Lage versetzt werden, jene Kompetenzen zu erwerben, die es ihnen erlauben,
selbstbestimmtes politisches Denken zu entwickeln und aufrechtzuerhalten sowie an poli-
tischen Prozessen eigenverantwortlich und aktiv teilzunehmen. Letztlich sind es die Schü-
lerInnen selbst, die den Erwerb der Kompetenzen zu steuern vermögen, Lehrer und Leh-
rerinnen können aber dazu beitragen, ihnen diesen Prozess zu ermöglichen, sie zu
motivieren und ihnen deren Aneignung zu erleichtern. Lehr- und Lernformen, die auf
bloße Reproduktion von Wissen ausgelegt sind, müssen – wegen ihres zu eigenständi-
gem Lernen kaum motivierenden Charakters und des oft sehr kurzen Ablaufdatums ihrer
Produkte – als wenig geeignet angesehen werden. Der Begriff der „Kompetenz“ geht
über den des „Wissens“ in vielerlei Hinsicht hinaus und bezeichnet eine durch den Men-
schen verinnerlichte und dauerhaft angelegte Fähigkeit, Fertigkeit und Bereitschaft, „…
bestimmte Probleme zu lösen sowie die damit verbundenen motivationalen, volitionalen
und sozialen Bereitschaften und Fähigkeiten, um die Problemlösungen in variablen Situa-
tionen erfolgreich und verantwortungsvoll nutzen zu können“2.

Der Bereich, auf den sich die durch den Unterricht in „Politischer Bildung“ zu erwerben-
den Kompetenzen beziehen, ist jener des reflektierten und (selbst-)reflexiven „politischen
Denkens und Handelns“. „Reflektiert“ ist politisches Denken dann, wenn es theoretisch
und methodisch kontrolliert erfolgt, „selbstreflexiv“ steht für die Einsicht, dass politisches
Denken an die eigene Person insofern gebunden ist, als es die ganz persönlichen Dispo-
sitionen, die Erfahrungen, Informationen, Interessen, Ängste und Hoffnungen sind, die
politisches Denken beeinflussen und prägen. 
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Ein an den Kompetenzen der SchülerInnen ausgerichteter Unterricht stellt an die Lehr- und Lern-
vorgänge neue und hohe Anforderungen. Das vorliegende Kompetenz-Strukturmodell weist
vier Kompetenzbereiche aus, wobei diese als sich teilweise durchdringend gedacht werden
müssen (vgl. Grafik „Kompetenzbereiche“). Lernprozesse werden nicht immer nur einen Kom-
petenzbereich fördern. So wie diese nicht scharf voneinander zu trennen sind, so werden
auch die Lernprozesse nicht immer auf einen Kompetenzbereich alleine auszurichten sein.

Die politische Urteilskompetenz, die politische Handlungskompetenz und die politikbe-
zogene Methodenkompetenz werden vornehmlich durch Operationen gekennzeichnet.
Politische Sachkompetenz umfasst hingegen die Fähigkeiten, die Fertigkeiten und die
Bereitschaft, politische Begriffe, Kategorien und Konzepte zu verstehen und über sie zu
verfügen. Sachkompetenz bezieht sich also nicht auf einen bestimmten, einfach zu defi-
nierenden kognitiven Wissensbestand. Der Kern der Sachkompetenz ist das Verfügen
über (Basis-)Konzepte, die als Knotenpunkte im Netzwerk des Politischen fungieren und
realistische und plausible Vorstellungen betreffend „Herrschaft“, „Gesellschaft“, „Macht“,
„System“, „Recht“, „Öffentlichkeit“, „Gemeinwohl“, „Knappheit der Ressourcen“ etc.
beinhalten.3 Sie reduzieren die Vielfalt des Politischen auf einen inhaltlich-fachlichen
Kern.4 Diese Konzepte werden in einem ständigen Prozess der Differenzierung und Kon-
kretisierung von den Lernenden weiterentwickelt, ein Vorgang, der mit dem Ende der
Schulpflicht nicht beendet ist. 

Welche Rolle spielt das „Wissen“ ?

Soll ein politisches Thema, Phänomen oder Problem erschlossen werden, so muss auf ein
diesbezügliches Wissen zurückgegriffen werden, das eine Auseinandersetzung mit dem
Politischen ermöglicht und unterstützt. Dieses im Strukturmodell als „Arbeitswissen“
bezeichnete Wissen ist also anlassbezogen, hat instrumentellen Charakter und ermög-
licht erst jene politischen Lernvorgänge, die zur Entwicklung politischer Kompetenzen
notwendig sind. Arbeitswissen stellt also keinen von vornherein feststehenden Wissens-
kanon dar (der im Bereich der Politik auch schlecht denkbar wäre), sondern resultiert aus
der Notwendigkeit, sich über konkrete politische Fragestellungen und die ihnen zugrunde
liegenden Sachverhalte zu informieren. LehrerInnen werden in dem Maß, in dem sie den
Unterricht inhaltlich steuern und die politischen Fragestellungen formulieren, auch für die
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Vermittlung und die Dimensionierung des Arbeitswissens Verantwortung übernehmen
(vgl. Kasten „Beispiele für notwendiges Arbeitswissen“). Anteile dieses Arbeitswissens fin-
den in die Sachkompetenz Eingang, indem sie zur Entwicklung der Konzepte und zum
Verstehen politischer Kategorien beitragen.

Die Kompetenzbereiche der Politischen Bildung

Politische Bildung soll den SchülerInnen ermöglichen, sich die politischen Kompetenzen
anzueignen, die es ihnen erlauben, sich in der Politik zurechtzufinden und an ihren Pro-
zessen teilhaben zu können. Diese Kompetenzen lassen sich in vier Kompetenzbereiche
zusammenfassen. Sie werden hier in der quasiidealen Prägung ausdifferenziert. Dass sie
so die zu erwartenden Resultate schulischer Lernprozesse in Summe nicht abbilden, dass
also in der Unterrichtspraxis realistischerweise Ziele ins Auge gefasst werden müssen,
die Markierungen auf dem Weg zum Ziel darstellen, muss akzeptiert werden. 

Die Urteilskompetenz
Politische Urteilskompetenz beinhaltet die Fähigkeit, Fertigkeit und Bereitschaft zu einer
selbstständigen, begründeten und möglichst sach- und/oder wertorientierten Beurteilung
politischer Entscheidungen, Probleme und Kontroversen. Jedes politische Urteil basiert auf
einer Anzahl von Teilurteilen und kann selbst Teil eines übergeordneten Urteils werden. 
Urteilskompetenz bezieht sich im Wesentlichen auf zwei Bereiche, nämlich 
a) auf den Bereich fertig vorliegender Urteile (siehe Kasten „Teilkompetenzen für vorlie-
gende politische Entscheidungen und Urteile“) und 
b) auf den Bereich selbst zu treffender Urteile (siehe Kasten „Teilkompetenzen zum Selbst-
ständigen Fällen politischer Urteile“).
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BEISPIELE FÜR NOTWENDIGES ARBEITSWISSEN

Thematischer Schwer-
punkt des Unterrichts

Der aktuelle Konflikt
zwischen Israel und
den Staaten des
Nahen Ostens

Wählen mit 16?

Rodung des 
Regenwaldes

Durch die Unterrichtseinheit 
angestrebte Teilkompetenzen

Die Standpunkte und Perspektiven
Betroffener wahrnehmen und nachvoll-
ziehen (Fähigkeit zur Perspektivenüber-
nahme und zum Perspektivenwechsel),
kontroverse Positionen bei politischen
Entscheidungsfindungen nach ihrer
Abhängigkeit von vorgegebenen öko-
nomischen, sozialen, religiösen bzw.
kulturellen Interessen befragen 

Vorliegende Urteile auf ihre Begrün-
dung hin untersuchen, „politische
Vorausurteile“ und „politische Vorur-
teile“ von rational begründeten und
begründbaren Urteilen unterscheiden

Sachliche und bewertende Elemente bei
der medialen Präsentation von Daten
unterscheiden, Einfluss der medialen
Präsentationsform auf die kommunizier-
ten Inhalte erkennen, unzulässige Ver-
einfachungen der möglichen Aussagen
(falsche/fehlende Kontexte) erkennen

Notwendiges Arbeitswissen, 
grundlegende Kenntnisse zu

Staatsgründung Israels,
Unabhängigkeitskrieg und Flüchtlings-
problem, kriegerische Konflikte in der
Vergangenheit wie z.B. der Sechstage-
krieg, Versuche, Friedensabkommen
(Camp David) zu erreichen

Bestimmungen des Wahlrechts in
Österreich, Beispiele für ähnliche
Wahlrechtsbestimmungen im Ausland

Wissen um die Funktion der Regen-
wälder für das Weltklima und um die
möglichen Folgen massiver Eingriffe in
die Natur, Wissen um die Auswirkun-
gen von Klimaveränderungen auf die
Lebensbedingungen der Menschen 



8

Reinhard Krammer

Informationen zur Politischen Bildung Nr. 29 [onlineversion]
www.politischebildung.com

TEILKOMPETENZEN ZUR PRÜFUNG VORLIEGENDER POLITISCHER 
ENTSCHEIDUNGEN UND URTEILE

Bereich der 
Qualitätsprüfung, der
Kategorisierung und
Klassifizierung 

Bereich der Feststellung
von Interessen- und
Standortgebundenheit 

Bereich der Beurteilung
der Folgen und Auswir-
kungen politischer Ent-
scheidungen und Urteile

• vorliegende Urteile auf ihre Begründung hin zu untersuchen
• „politische Vorausurteile“ (die auf einer schmalen und nicht gesicherten

Wissensbasis beruhen und emotional wenig verankert sind) und „politische
Vorurteile“ (stark emotional geprägt und daher stärker resistent gegen-
über aufklärender Information) von rational begründeten und begründ-
baren Urteilen zu unterscheiden

• vorliegende politische Urteile auf ihre Kompatibilität mit den
Menschenrechten hin zu überprüfen

• bei politischen Problemen, Kontroversen und Konflikten die Standpunkte und
Perspektiven unterschiedlich Betroffener wahrzunehmen und nachzuvoll-
ziehen (Fähigkeit zu Perspektivenübernahme und zu Perspektivenwechsel)

• den vorgefundenen kontroversen politischen Positionen/Urteilen/Entschei-
dungen von Einzelnen, Gruppen oder Parteien die ihnen zugrunde liegen-
den politischen Wert- und/oder philosophischen Grundhaltungen zuzu-
ordnen und deren Einfluss auf die Entscheidung einzuschätzen

• kontroverse Positionen bei politischen Entscheidungsfindungen nach ihrer
Abhängigkeit von vorgegebenen ökonomischen, sozialen, religiösen bzw.
kulturellen Interessen zu befragen 

• die durch politische Urteile/Entscheidungen berücksichtigten und vernach-
lässigten Interessen zu erkennen, die jeweiligen Konsequenzen abzu-
schätzen und die getroffenen Urteile/Entscheidungen danach zu bewerten

• sich selbst begründet zu positionieren

Sollen vorliegende politische Entscheidungen und Urteile nachvollzogen, überprüft und bewertet werden,
dann sind in folgenden Bereichen Teilkompetenzen (Fähigkeiten, Fertigkeiten und Bereitschaft zu einem
bestimmten Handeln) notwendig:

TEILKOMPETENZEN ZUM SELBSTSTÄNDIGEN FÄLLEN POLITISCHER URTEILE 

Bereich der Qualitäts- und Plausi-
bilitätsprüfung, der Kategorisie-
rung und Klassifizierung

Bereich der Feststellung von
Interessen- und Standortgebun-
denheit eigener politischer Ent-
scheidungen und Urteile

Bereich der Beurteilung der Fol-
gen und Auswirkungen eigener
politischer Entscheidungen und
Urteile

• die Teilurteile, die das Gesamturteil bilden, plausibel zu begründen

• die den eigenen politischen Urteilen zugrunde liegenden Informa-
tionen dahingehend zu überprüfen, ob sie qualitativ und quanti-
tativ ausreichend und für die Urteilsfindung relevant sind

• sich der Möglichkeit, selbst Urteile auf zu wenig ausreichender
Grundlage (etwa auf der Basis von Vorausurteilen und Vorurteilen)
zu fällen, bewusst zu sein

• die eigenen Urteile auf ihre mögliche Gebundenheit an persönliche
Erfahrungen und Lebenswelten zu überprüfen

• sich jener eigenen politischen Grundeinstellungen und Wertmaß-
stäbe bewusst zu sein, die die eigenen Urteile beeinflussen, und
bereit zu sein, sie gegebenenfalls zu modifizieren

• sich der Folgen eigener politischer Entscheidungen und Urteile
bewusst zu sein 

• gegebenenfalls die eigenen Urteile zurückzunehmen und/oder 
zu modifizieren

Sollen selbst politische Urteile gefällt und formuliert werden, dann sind in folgenden Bereichen Teilkom-
petenzen notwendig:
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Die Handlungskompetenz 
Unter politischer Handlungskompetenz versteht man die Fähigkeit, Fertigkeit und Bereit-
schaft, eigene Positionen in politischen Fragen zu formulieren und zu artikulieren, politi-
sche Positionen anderer zu verstehen und aufzugreifen sowie an der Lösung von Proble-
men aus den Bereichen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft unter Rücksichtnahme auf
eigene und fremde Bedürfnisse mitzuwirken. Handlungskompetenz schließt Bereitschaft
zum Kompromiss, Fähigkeit zur Kommunikation und Toleranz bzw. Akzeptanz ein. 

Die Handlungskompetenz bezieht sich im Wesentlichen auf zwei Handlungsbereiche, 
a) auf das Artikulieren, Vertreten und Durchsetzen von Interessen, Entscheidungen und Mei-
nungen (Kasten „Teilkompetenzen zur Artikulation und Durchsetzung von Interessen“) und 
b) auf das Nutzen von Angeboten verschiedener Institutionen und politischer Einrichtungen
(siehe Kasten „Teilkompetenzen Nutzen von Angeboten“).

Kompetenzen durch Politische Bildung
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TEILKOMPETENZEN ZUR ARTIKULATION UND DURCHSETZUNG VON INTERESSEN

Bereich der Artikulation von
Interessen und Meinungen 

Bereich der 
Aktivitäten zur Durchset-
zung/Vertretung politischer
Interessen

Bereich des Treffens
bewusster 
Entscheidungen

• eigene Meinungen, Werturteile und Interessen zu artikulieren und
(öffentlich) zu vertreten

• allein oder mit anderen für gemeinsame und/oder für die Interessen
anderer einzutreten

• Kompromisse zu akzeptieren 

• Formen schulischer und außerschulischer Mitbestimmung zu nützen
• demokratische Mittel zur Durchsetzung eigener Anliegen 

(z.B. Unterschriftenlisten, Flugblattaktionen, Petitionen …) anzu-
wenden

• Medien zu nutzen, um eigene politische Meinungen und Anliegen
(oder die anderer) zu verbreiten (z.B. LeserInnenbriefe, Chat-Rooms)

• sich an politischen Prozessen zu beteiligen und politische Verant-
wortung auf verschiedenen Ebenen zu übernehmen

• bewusst über die eigene Teilnahme an politischen Entscheidungs-
prozessen (z.B. Wahlen, Demonstrationen, Volksabstimmungen …)
zu entscheiden

• als KonsumentIn bewusste Entscheidungen zu treffen
• Entscheidungen erst nach Abwägen verschiedener Standpunkte 

zu treffen
• begründete Berufswahlentscheidungen zu treffen

Sollen Interessen, Entscheidungen und Meinungen artikuliert und durchgesetzt werden, dann sind in fol-
genden Bereichen Teilkompetenzen notwendig:

TEILKOMPETENZEN UM ANGEBOTE VERSCHIEDENER INSTITUTIONEN UND 
POLITISCHER EINRICHTUNGEN ZU NUTZEN

Bereich der Kontaktaufnahme
mit Institutionen und Personen
der politischen Öffentlichkeit 

Bereich der Nutzung von Ange-
boten von Organisationen

• Kontakt mit politischen MandatsträgerInnen auf Gemeinde-,
Landes- und Bundesebene aufzunehmen

• die Angebote von Hilfsorganisationen und anderen Institutionen
(z.B. Kinder- und Jugendanwaltschaft, Frauennotruf, Friedens- und
Umweltorganisationen, Kammern, NGOs …) zu nützen

Sollen Angebote von Institutionen und politischen Einrichtungen genutzt werden, sind in folgenden
Bereichen Teilkompetenzen notwendig:
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Die Methodenkompetenz
Politische Methodenkompetenz umfasst zum einen das Verfügenkönnen über Verfahren
und Methoden, die es erlauben, sich mündlich, schriftlich, visuell und/oder in modernen
Medien politisch zu artikulieren und so im Idealfall auf reflektierte und (selbst-)reflexive
Weise eigene Manifestationen zu schaffen (Beschaffung/Beurteilung von Informationen
zu relevanten politischen, gesellschaftlichen und rechtlichen Angelegenheiten, sach- und
medienadäquates Darstellen der Position, Beherrschen verschiedener Formen der Teil-
nahme am politischen Diskurs etc.). Sie umfasst zum anderen Fähigkeiten, Fertigkeiten
und die Bereitschaft, fertige Manifestationen des Politischen (in unterschiedlichen
Medien, in unterschiedlichen Textsorten, für unterschiedliche Adressaten …) zu ent-
schlüsseln. Damit sollen die Lernenden über Verfahrensweisen verfügen lernen, die es
ihnen ermöglichen, in einen Diskurs mit anderen zu treten und die Grundlagen von Infor-
mationen zu reflektieren.

Die Methodenkompetenz bezieht sich daher im Wesentlichen auf zwei Bereiche, nämlich
a) denjenigen, der den kritischen Umgang mit fertigen Manifestationen des Politischen
anbahnt (siehe Kasten „Teilkompetenzen zur Entschlüsselung fertiger Manifestationen“),
und 
b) denjenigen, der zur eigenständigen politischen Artikulation (Willensäußerung)
befähigt (siehe Kasten „Aufbau eigener Manifestationen“). Beide Bereiche sind ihrem
Wesen nach aufeinander bezogen.
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TEILKOMPETENZEN ZUR ENTSCHLÜSSELUNG FERTIGER MANIFESTATIONEN

Bereich der Erhebung
von qualitativen und
quantitativen Daten

Bereich der Analyse
von Daten

Bereich der kritischen
Prüfung von medial
vermittelten politi-
schen Informationen
und Kommentaren

Bereich der
Medienanalyse

Bereich der Kommu-
nikationsanalyse

• die Abhängigkeit der Ergebnisse von der Art der Datenerhebung zu erkennen
(punktuelle Befragung, repräsentative Befragung, Stichprobe, Literatur-
recherche …)

• die Datenanalysen zugrunde gelegten Fragestellungen und die verwendeten
Bewertungskriterien zu erkennen und kritisch Stellung zu beziehen

• mögliche Sachaussagen, die aus der Analyse ableitbar sind, festzuhalten 
• sich der Tatsache bewusst zu sein, dass Daten im Rahmen unterschiedlicher

politischer Vorstellungen verschieden verwendet werden können

• Kommunikationsstrategien und -zielen des Urhebers/der Urheberin der
politischen Manifestation nachzugehen 

• über Kriterien zur Bewertung der Qualität von politischen Informationen zu
verfügen und diese zur Anwendung zu bringen

• Themenlenkung durch Politik und/oder Medien (Agenda-Setting) zu erkennen
und in Hinblick auf deren Absicht und Wirkung einzuschätzen

• sachliche und bewertende Elemente bei der medialen Präsentation von Daten
zu unterscheiden

• Einfluss der medialen Präsentationsform auf die kommunizierten Inhalte zu
erkennen

• unzulässige Vereinfachungen der möglichen Aussagen (falsche/fehlende 
Kontexte) zu erkennen

• Vergleiche der veröffentlichten Ergebnisse mit ihrer Interpretation in der
Diskussion durch Medien bzw. Öffentlichkeit durchzuführen

Sollen fertige Manifestationen entschlüsselt und verstanden werden, dann sind in folgenden Bereichen
Teilkompetenzen notwendig:
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Die Sachkompetenz
Die politische Sachkompetenz beinhaltet jene Fähigkeiten, Fertigkeiten und Bereitschaft,
die notwendig sind, um die Begriffe, Kategorien bzw. die Konzepte des Politischen zu
verstehen, über sie zu verfügen sowie sie kritisch weiterentwickeln zu können. Unter
Begriffen sind hier die politischen Fachausdrücke, die sich von der alltagssprachlichen
Verwendung durch exakte Definition unterscheiden5, zu verstehen, unter Kategorien jene
„Kernbegriffe“, denen allgemeine Merkmale eigen sind, sodass sich Gegenstände, Vor-
stellungen und Ereignisse diesen Merkmalen entsprechend zuordnen lassen.6 Basiskon-
zepte (key-concepts) sind Leitideen bzw. Grundvorstellungen, mit deren Hilfe SchülerIn-
nen politisches Wissen strukturieren und einordnen können.7 Sie werden in einem
ständigen Prozess der Differenzierung und Komplexitätssteigerung weiterentwickelt.

Die Basiskonzepte und Kategorien beziehen sich auf die drei Dimensionen von Politik:
Die formale Dimension (polity) bezieht sich auf die verfassungsmäßigen politischen Struk-
turen und Ordnungen einer Gesellschaft (Regierungssysteme, politische Parteien, inter-
nationale Organisationen etc.) und auf deren Rechtsordnung (Verfassung, Gesetze, Ver-
ordnungen etc.), welche die Handlungsspielräume, Zuständigkeiten und Abläufe bei
Auseinandersetzungen festlegen. Sie umfasst zudem die normative Ebene (Wertvorstel-
lungen, die den Regelungen zugrunde liegenden Absichten). 
Die inhaltliche Dimension (policy) bezieht sich auf die Aufgaben und Ziele der politischen

Kompetenzen durch Politische Bildung
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TEILKOMPETENZEN ZUM AUFBAU EIGENER MANIFESTATIONEN

Bereich der Methoden der
Informationsgewinnung, die zu
den kultur- und sozialwissen-
schaftlichen Methoden und
Arbeitsweisen nicht im Wider-
spruch stehen

Bereich der Darstellungsformen
eigener Ergebnisse, die sich an
jenen der Sozial- und Kultur-
wissenschaften orientieren

Bereich der Erstellung von ge-
eigneten Medien, um an der
politischen Diskussion und
Auseinandersetzung teilneh-
men zu können

Bereich des kommunikativen 
Verhaltens in der Diskussion

• einfache Studien zu planen, durchzuführen und zu präsentieren
• verschiedene Methoden der politischen Informations- und Datenge-

winnung (vor allem Interview, � Befragung, Beobachtung, Daten-
recherche) anzuwenden und die Vor- und Nachteile der Methoden
zu kennen 

• mögliche Auswirkungen der Art der Fragestellung auf die Ergeb-
nisse zu berücksichtigen

• einfache Studien selbst zu präsentieren
• eigene politische Interessen nachvollziehbar zu argumentieren
• die Beeinflussbarkeit der Wirkung der Ergebnisse auf die Adressa-

tInnen durch die Art der Präsentation und Darstellung zu erkennen

• eigene politische Interessen nachvollziehbar zu argumentieren
• die der eigenen Argumentation am besten entsprechende Form der

Darstellung (Stil, Textsorte, visuelle Elemente etc.) anzuwenden,
geeignete Medien auszuwählen

• die Medienspezifik bei der Darstellung zu berücksichtigen
• Feedback zum erstellten Medium anzunehmen und gegebenenfalls

Veränderungen vorzunehmen 

• Diskussionsregeln einzuhalten
• die Kommunikation durch kritische Wahrnehmung eigenen Verhal-

tens und des Verhaltens des Gesprächspartners/der Gesprächspart-
nerin zu verbessern

• gegensätzlichen Meinungen und Standpunkten mit Akzeptanz zu
begegnen, aber gegebenenfalls auch begründet entgegenzutreten 

• die Dynamik von Meinungsbildungsprozessen zu erkennen und
deren Einfluss auf eigene Sichtweisen zu beurteilen

Sollen eigene Manifestationen aufgebaut werden, dann sind in folgenden Bereichen Teilkompetenzen
notwendig:
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AkteurInnen. Diese Dimension zielt auf Problemlösung und auf die Gestaltung ge-
sellschaftlicher Verhältnisse und ist Ausdruck von Interessen- und Zielkonflikten. Die pro-
zessuale Dimension (politics) bezieht sich auf Vorgänge der politischen Willensbildung
(z.B. Wahlen, Abstimmungen, Lobbyismus) und auf politische Entscheidungen (z.B.
Gesetzgebung, Konferenzen). Sie interessiert sich für Konflikte bzw. für die Art und
Weise, wie Interessengruppen ihre Anliegen durchzusetzen suchen. 

Die Stufung der Kompetenzen: Lernkorridore vom 
konventionellen hin zum reflektierten und selbstreflexiven
Politikbewusstsein
Das Niveau der politischen Kompetenzen, über die das Individuum in einem bestimmten
Lebensalter verfügt, hängt von verschiedenen, auch außerschulischen Faktoren ab – etwa
von den Einflüssen familiärer Sozialisation, den Lerngelegenheiten im Freundes- und
Bekanntenkreis etc. Eine ausschließlich nach Alter bzw. der Schulstufe der Lernenden dif-
ferenzierte Stufung ist aus diesem Grund unrealistisch und wenig zweckmäßig. Es ist
auch nicht anzunehmen, dass Jugendliche in allen Kompetenzen gleiche Lernfortschritte
machen werden, dazu sind mitgebrachte Veranlagungen, Sozialisationserfahrungen und
Interessen zu unterschiedlich. Daraus darf aber nicht der Verzicht auf eine Graduierung
der Kompetenzen nach ihrer Ausprägung abgeleitet werden. Die Graduierung ermöglicht
es, auch Kompetenzen auf basalem Niveau zu registrieren und die kleineren Lernfort-
schritte ebenfalls zu erkennen und wertzuschätzen.8

Maßstab für den Erfolg der (schulischen) Politischen Bildung ist das Niveau der Kompe-
tenzentwicklung bei Ende der Schulpflicht, da zu diesem Zeitpunkt für viele junge Men-
schen die Möglichkeit zu einem didaktisch strukturierten politischen Lernen endet. 

Als ausschlaggebend für die Ansprüche einer demokratisch und pluralistisch verfassten
Gesellschaft an wahlberechtigte Menschen wird die „Mündigkeit“ erachtet. Jugendliche
sollten die dafür grundlegende Ausprägung ihrer politischen Kompetenzen mit dem Eintritt
in das Wahlalter erreicht haben. „Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstan-
des ohne Anleitung eines anderen zu bedienen.“ (Kant)  Eine so verstandene „Mündigkeit“

Reinhard Krammer

Politics –
prozessuale
Dimension

Niveau der
politischen

Kompetenzen 

Graduierung
der Kompe-

tenzen  

Informationen zur Politischen Bildung Nr. 29 [onlineversion]
www.politischebildung.com

BEGRIFFE, KATEGORIEN, KONZEPTE ZUR ERREICHUNG VON SACHKOMPETENZ

Bereich der
Begriffe

Bereich der
Kategorien
und Konzepte

• die Alltagssprache des Politischen von einer (wissenschaftsorientierten) Fachsprache
zu unterscheiden

• historische Prägungen von Begriffen und den zu ihnen gehörigen Konzepten zu
erkennen und zu beachten 

• sich mit Fachterminologien konstruktiv (vgl. Nutzung, Erweiterung) und kritisch (vgl.
Hinterfragen der jeweiligen inhaltlichen Aufladung) auseinanderzusetzen

• Kategorien und Konzepte, die im Rahmen der Beschäftigung mit dem Politischen
notwendig sind, zu kennen und über sie zu verfügen

• die den Kultur-/Sozialwissenschaften adäquaten erkenntnistheoretischen Prinzipien zu
kennen und anzuwenden (u.a. Genauigkeit, Vollständigkeit, Validität, Perspektivität)

• über die – den verwendeten Methoden zugrunde liegenden – Begriffe und über die
damit verbundenen Konzepte zu verfügen

Soll Sachkompetenz erworben werden, dann sind jeweils bestimmte Fähigkeiten, Fertigkeiten sowie
Bereitschaft notwendig, etwa wenn es darum geht, sich mit Begriffen, Kategorien und Konzepten ausein-
anderzusetzen:
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kennzeichnet jene Menschen, die in der Lage und willens sind, politisch selbstständig und
verantwortungsbewusst zu denken und an der Gestaltung der Gesellschaft mitzuwirken. 

Es ist ein Gebot der pädagogischen Ehrlichkeit, sich dessen bewusst zu sein, dass es bei
den Schülern und Schülerinnen große Spannweiten im eigenständigen Verfügen über
politische Teilkompetenzen geben wird. Dass die SchülerInnen den Lernkorridor mit unter-
schiedlicher (Lern-)Geschwindigkeit und in unterschiedlicher Länge durchschreiten wer-
den, also nicht alle zur selben Zeit bei allen Kompetenzbereichen denselben Zielpunkt
erreichen werden, ist zu akzeptieren. 
Es wird also unmöglich sein, alle SchülerInnen zum selben – durch die Bindung an das Ende
der Schulpflicht recht frühen – Zeitpunkt in allen Kompetenzen an dasselbe Kompetenzni-
veau heranzuführen. Was aber sichergestellt werden sollte, ist, dass alle SchülerInnen am
Ende ihrer Schulzeit einen Regelstandard bei der Verfügung über die Kompetenzen politi-
schen Denkens und Handelns erreichen. Unter Regelstandard wird hier ein durchschnittli-
ches Erwartungsniveau verstanden, das sich aus der Summe der in den einzelnen Kompe-
tenzbereichen erreichten Niveaus ergibt. Das vom Schüler/von der Schülerin erreichte
Niveau in den einzelnen (Teil-)Kompetenzen kann demnach durchaus unterschiedlich sein,
insgesamt soll ein ausreichendes Gesamtniveau erreicht sein. Pädagogische und didakti-
sche Maßnahmen werden dann notwendig, wenn die Lernenden dieses Erwartungsniveau
nach etwa zwei Dritteln der Schulzeit in beträchtlichem Umfang nicht erreicht haben sollten.
Am Ende der Schulzeit muss das erreichte Niveau jedenfalls dafür ausreichend sein, dass
in politischer Mündigkeit z.B. als WählerIn Verantwortung übernommen werden kann.
Ein reflektiertes und (selbst-)reflexives Politikbewusstsein, das dazu befähigt, die Konven-
tionen des politischen Denkens und Handelns ohne Anleitung selbstständig zu vollziehen,
sollte dadurch erreicht sein. Ein möglichst vollständiges Durchschreiten der Lernkorridore
bleibt aber das Ziel der Politischen Bildung.

Die Lernkorridore in ihrer Gesamtheit auszuführen, ist hier aus Platzgründen nicht mög-
lich. Ein Beispiel in den folgenden Kästen (in diesem Fall aus dem Bereich der Urteils-
kompetenz) soll das Prinzip verdeutlichen.

Angegeben wird durch den Lernkorridor, welche Kompetenzen die SchülerInnen im Laufe
ihrer Schulzeit im Bereich der Politischen Bildung erwerben sollen. Dabei wird einerseits
das Niveau definiert, mit dem in frühen Phasen der Schulzeit zu rechnen ist, und anderer-
seits jenes, über das die SchülerInnen am Ende ihrer Schulzeit möglichst verfügen sollten. 

Kompetenzen durch Politische Bildung

Informationen zur Politischen Bildung Nr. 29 [onlineversion]
www.politischebildung.com

LERNKORRIDOR URTEILSKOMPETENZ IM BEREICH DES NACHVOLLZIEHENS, ÜBER-
PRÜFENS UND BEWERTENS VORLIEGENDER POLITISCHER URTEILE/ENTSCHEIDUNGEN

Konventionelles Politikbewusstsein in der
Frühphase der schulischen politischen Bildung

Die Bedeutung politischer Entscheidungen
und Urteile für sich und/oder für die Gesell-
schaft (bzw. für Teile der Gesellschaft) wird
prinzipiell erkannt. Die Beurteilung erfolgt
anfangs aber noch vornehmlich aus der Ich-
Perspektive. Vorliegende Urteile anderer, 
die den eigenen Urteilen widersprechen,
werden nur ansatzweise geprüft und ak-
zeptiert. Kriterium für die Einschätzung von
politischen Entscheidungen und Urteilen ist
primär die eigene Lebenswelt und die selbst
erlebte Wirklichkeit. 

Reflektiertes und selbstreflexives Politikbewusstsein 
am Ende der Schulzeit 

Die Bedeutung politischer Entscheidungen und Urteile
für sich und/oder für die Gesellschaft (bzw. für Teile der
Gesellschaft) wird erkannt. Die Auswirkungen werden
nicht nur auf das eigene Ich, sondern auch auf das Leben
anderer bezogen. Das Spannungsverhältnis zwischen
Individual- und Gemeinschaftsinteresse wird wahrgenom-
men. Urteilen anderer wird grundsätzlich – so sie mit den
Grund- und Menschenrechten und den Verfassungsprin-
zipien im Einklang stehen – mit Offenheit und Bereit-
schaft zum Diskurs begegnet. Die Ablehnung von Urtei-
len erfolgt durch rationale Argumentation und unter
bewusster Vermeidung von Voraus- und Vorurteilen.

q

Unterschied-
liche Lernge-
schwindig-
keiten 

Regelstandard 
erreichen 

Maßnahmen
bei Nichter-
reichen 

Verant-
wortung als
WählerIn 

Ein Beispiel
für Lern-
korridore
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Kompetenz-Strukturmodelle haben die Aufgabe, dabei zu helfen, Unterricht effizienter
und zielorientierter zu gestalten. Sie sind dazu gedacht, LehrerInnen dabei zu unterstüt-
zen, innovative Wege im Unterricht zu beschreiten. Daran wird auch das vorliegende
Modell zu messen sein.

Reinhard Krammer

Informationen zur Politischen Bildung Nr. 29 [onlineversion]
www.politischebildung.com

LERNKORRIDOR URTEILSKOMPETENZ IM BEREICH DES TREFFENS 
UND FORMULIERENS EIGENER URTEILE

Konventionelles Politikbewusstsein 
in der Frühphase der schulischen 
politischen Bildung 

Politische Probleme werden wahrge-
nommen und die Notwendigkeit auch
von eigenen Entscheidungen/Urteilen
wird akzeptiert. Diese Wahrnehmung
und die damit verbundenen eigenen
Urteile orientieren sich noch primär an
der persönlichen Lebenswelt und an den
von Autoritäten und Peergroups vorge-
gebenen (Wert-)Maßstäben und werden
größtenteils von ihnen übernommen.
Die für die Urteilsbildung notwendigen
Konzepte, Kategorien und Begriffe sind
noch diffus und fragil, das Arbeitswissen
ist von unterschiedlicher Konsistenz, ver-
bleibt in den meisten Fällen aber im
Umrisshaften. Voraus- bzw. Spontanur-
teile und Vorurteile werden nur teil-
weise als solche erkannt und durch
rationale (begründete) Urteile ersetzt. 

Reflektiertes und selbstreflexives Politikbewusstsein am
Ende der Schulzeit 

Eigene politische Urteile werden an Theorien und
Wertmaßstäben, denen in der Gesellschaft Gültigkeit
zugeschrieben wird, ausgerichtet und/oder durch sie
begründet. Die Urteile werden reflektiert gebildet, indem
die aufgeworfene politische Frage aufgegriffen und for-
muliert und erst nach Erheben des Sachverhalts und unter
Einbeziehung relevanter Wertmaßstäbe entschieden wird.
Der Umstand, dass (Gesamt-)Urteile von vielen Urteilen zu
Teilproblemen abhängig sind, wird berücksichtigt. Die
Bereitschaft, die eigenen Urteile nach Kenntnisnahme
neuer Sachverhalte zu korrigieren, ist prinzipiell gegeben. 
Die für die Urteilsbildung notwendigen Konzepte, Kate-
gorien und Begriffe sind in ausreichender Qualität und in
genügendem Maße verfügbar. Die Urteilsfindung wird
nicht ausschließlich von den eigenen Interessen abhängig
gemacht, übergeordnete Interessen werden akzeptiert
und bei der eigenen Entscheidungsfindung in Rechnung
gestellt.
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